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Stiftung - Was ist das?

Die Stiftung ist eine Einrichtung, die einen vom Stifter bestimmten Zweck för-
dern soll. Wesentliche Merkmale der Stiftung sind ein dauernder Zweck, ein 
Vermögen und eine nicht verbandsmäßige Organisation. Das Fehlen von Mit-
gliedern unterscheidet die Stiftung von anderen Institutionen, beispielsweise 
dem Verein.

Wer kann Stifter sein?

Jede natürliche oder juristische Person, auch eine Mehrzahl, kann eine Stiftung 
errichten. 

Weshalb eine Stiftung?

Mit der Stiftung lässt sich über lange Zeit und über Generationen hinweg ein 
bleibendes Ziel verfolgen. Der in Stiftungsgeschäft und -satzung formulierte 
Stifterwille wird durch die Rechtsordnung geschützt. Der Stifterwille prägt die 
Stiftung und ist oberste und bestimmende Richtschnur der Stiftungstätigkeit.
Die Stiftung kann erhebliche steuerliche Vergünstigungen beanspruchen.

Für welche Zwecke kann eine Stiftung errichtet werden?

Meist wird das Stiftungsvermögen für gemeinnützige, mildtätige oder kirch-
liche Zwecke (steuerbegünstigte Zwecke) eingesetzt. 
Wegen der steuerlichen Anerkennung als Körperschaft, die steuerbegünstigten 
Zwecken dient, wird auf die Broschüre „Steuertipps für gemeinnützige Ver-
eine“ verwiesen. Diese erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt.
Die Stiftung kann aber auch ganz oder teilweise privaten oder anderen nicht 
steuerbegünstigten Zwecken dienen (zum Beispiel Familienstiftungen). Nicht 
geeignet ist die Rechtsform der Stiftung dagegen, wenn ihr Zweck einzig in der 
Ansammlung von Vermögen bestehen soll.
Der Zweck muss auf Dauer angelegt sein. Das schließt nicht aus, dass die Stif-
tung für einen zeitlich begrenzten Zweck errichtet wird. Für kurzfristig zu erfül-
lende oder sich erledigende Zwecke ist die Rechtsform der Stiftung jedoch nicht 
gedacht und auch nicht geeignet.

Das Stiftungsvermögen

Die Verwirklichung des Stiftungszwecks setzt voraus, dass der Stiftung die er-
forderlichen Mittel zur Verfügung stehen. Der Stifter muss der Stiftung daher 
ein bestimmtes Vermögen widmen. Dieses muss ausreichend bemessen sein, 
um den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig aus den Erträgen, die aus dem 
Stiftungsvermögen erwirtschaftet werden (nur ausnahmsweise aus dem Vermö-
gen selbst), erfüllen zu können. Die Höhe des erforderlichen Vermögens hängt 
also wesentlich vom Stiftungszweck ab. Es kann aus Vermögenswerten aller Art 
bestehen, aus Liegenschaften, Kapitalvermögen, Rechten, Forderungen oder 
beweglichen Sachen. Spätere Aufstockungen des Vermögens (sogenannte Zu-
stiftungen) durch den Stifter oder Dritte sind ebenso möglich wie Zuwendun-
gen, beispielsweise Spenden oder staatliche Zuschüsse, die zu den Erträgen zu 
nehmen und zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu verwenden sind.

Die Verwaltung des Vermögens ist eine der wesentlichen Aufgaben der Stif-
tungsorgane. Sie muss sparsam und wirtschaftlich sein. Sie dient der dauernden 
und nachhaltigen Erfüllung des Stiftungszwecks. Das Stiftungsvermögen ist 
grundsätzlich in seinem Bestand zu erhalten.
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Die Stiftungsorganisation

Jede rechtsfähige Stiftung muss einen Vorstand haben, der aus einer oder meh-
reren Personen bestehen kann. Der Stifter kann darüber hinaus weitere Organe 
(zum Beispiel Kuratorium, Stiftungsrat) einrichten, die entscheidende, beraten-
de oder kontrollierende Funktion haben können. Welche Organisationsform am 
zweckmäßigsten ist, hängt von der Art und der Größe der Stiftung ab. Stiftun-
gen mit einem kleinen Stiftungsvermögen und einem begrenzten Aufgabenkreis 
kommen in der Regel mit einem Stiftungsorgan aus. Der Stifter kann Mitglied 
in einem der Organe sein.

Welche Arten von Stiftungen gibt es?

Nicht rechtsfähige (unselbstständige) Stiftungen haben keine eigene Rechtsper-
sönlichkeit. Der Stifter überträgt das Vermögen auf eine vorhandene Person, 
etwa auf eine juristische Person des privaten Rechts oder auf eine Gemeinde. 
Diese verwaltet es dann entsprechend dem festgelegten Zweck. Das Vermögen 
geht in einem solchen Fall in das Eigentum des Empfängers über und ist als 
Sondervermögen von dem übrigen Vermögen getrennt zu halten. Die Rechts-
beziehungen der Beteiligten unterliegen dem Schuld- oder Erbrecht, nicht dem 
Stiftungsrecht. In der Stiftungswirklichkeit spielt die unselbstständige Stiftung 
eine erhebliche Rolle. Sie eignet sich vor allem für kleinere Vermögen, die den 
Aufwand einer selbstständigen Stiftungsgründung nicht lohnen. Auch nicht 
rechtsfähige Stiftungen können gemeinnützig (steuerbegünstigt) sein. 
Rechtsfähige Stiftungen sind selbstständige Rechtssubjekte, sogenannte juristi-
sche Personen. Für sie gilt das Stiftungsrecht.

ÎÎ Stiftungen des öffentlichen oder des bürgerlichen Rechts 
Diese Unterscheidung ist deshalb wichtig, weil das Stiftungsrecht für 
beide Stiftungsarten teilweise unterschiedliche Rechtsvorschriften vor-
sieht. Stiftungen des öffentlichen Rechts können nur für Zwecke errich
tet werden, die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben von besonderem 
Interesse dienen. Stiftungen des öffentlichen Rechts sind die Ausnahme. 	
Private Stifter errichten in der Regel Stiftungen des bürgerlichen Rechts.

ÎÎ Kirchliche Stiftungen haben im Stiftungswesen besondere Bedeutung. 
Sie können als selbstständige oder unselbstständige, privat- oder öffent-
lichrechtliche Stiftungen errichtet werden. Sie gehören zum Ordnungs-
bereich einer Kirche und hängen mit dieser organisatorisch zusammen. 
Kirchliche Stiftungen erfüllen kirchliche Aufgaben nicht nur im eng 
verstandenen Sinne. Vielmehr gehören dazu unter anderem auch die kari-
tative Tätigkeit von Kirchen, die Krankenpflege und das Krankenhaus-
wesen. Das Stiftungsrecht sieht für rechtsfähige kirchliche Stiftungen nur 
wenige Regelungen vor. Nähere Auskünfte über kirchliche Stiftungen 
erteilen die Kirchen und das Kultusministerium.

ÎÎ Kommunale Stiftungen verfolgen als selbstständige oder unselbststän-
dige Stiftungen des öffentlichen oder bürgerlichen Rechts einen Zweck, 
der im Aufgabenbereich der jeweiligen kommunalen Körperschaft 
oder Anstalt liegt. Sie werden nach dem Gesetz oder dem Willen des 
Stifters von diesen Körperschaften oder Anstalten verwaltet. Für sie gilt 
teilweise (modifiziertes) Stiftungs-, teilweise Kommunalrecht. Wer eine 
kommunale Stiftung errichten möchte, kann das Bürgermeisteramt, das 
Landratsamt oder das Regierungspräsidium um Rat fragen.

ÎÎ Familienstiftungen sind Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die aus-
schließlich dem Wohl einer oder mehrerer bestimmter Familien dienen. 
Bei ihnen ist die Staatsaufsicht eingeschränkt.

LEBENDIGES
STIFTUNGSWESEN



Wie errichtet man eine rechtsfähige Stiftung  
des bürgerlichen Rechts ?

Bei der Errichtung rechtsfähiger Stiftungen des bürgerlichen Rechts sind die 
§§ 80 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) zu beachten. Danach sind zur 
Errichtung erforderlich

ÎÎ ein Stiftungsgeschäft,
ÎÎ eine Stiftungssatzung und
ÎÎ die Anerkennung der Stiftung als rechtsfähig durch die Stiftungsbehörde. 

Das Stiftungsgeschäft

Das Stiftungsgeschäft ist die schriftliche Willenserklärung des Stifters, eine 
Stiftung zu errichten. Sie kann auch in einem Testament oder einem Erbver-
trag abgegeben werden. Das Stiftungsgeschäft muss die verbindliche Erklärung 
des Stifters enthalten, ein Vermögen zur Erfüllung eines von ihm vorgegebenen 
Zwecks zu widmen. Durch das Stiftungsgeschäft muss der zu errichtenden Stif-
tung außerdem eine Satzung gegeben werden, die bestimmte Mindestregelun-
gen enthalten muss. 

Die Stiftungssatzung

Die Satzung stellt den Aufgaben- und Organisationsplan der Stiftung dar. Jede 
Stiftung muss eine Satzung haben. In ihr müssen Regelungen getroffen werden 
über 

ÎÎ den Namen der Stiftung,
ÎÎ den Sitz der Stiftung, 
ÎÎ den Zweck der Stiftung, 
ÎÎ das Vermögen der Stiftung und
ÎÎ die Bildung des Vorstands.

Maßgeblich ist vielmehr, dass es sich um ein Vertretungsorgan i.S.v. § 26 BGB 
handelt. Dies hat die Satzung klarzustellen. Festlegungen über die Bildung des 
Vorstands betreffen insbesondere die Anzahl der Mitglieder, ihre Bestellung und 
Abberufung. 
Der Stifter kann den genannten Mindestregelungen in der Satzung weitere Be-
stimmungen hinzufügen. Ob dies erforderlich ist, hängt vom Einzelfall ab und 
sollte vom Stifter je nach Aufgabengebiet, Vermögen und Organisationsstruktur 
der Stiftung in seine Überlegungen einbezogen werden. Beispielsweise können 
in der Stiftungssatzung Regelungen getroffen werden über 

ÎÎ die Zahl, Berufung, Amtsdauer und Abberufung der Mitglieder weiterer 
Stiftungsorgane (z. B. ein zusätzlicher Fachbeirat),

ÎÎ bei mehreren Stiftungsorganen der Geschäftsbereich und die Vertre-
tungsberechtigung dieser Organe sowie deren Einberufung, Beschlussfä-
higkeit und Beschlussfassung, 

ÎÎ die Voraussetzungen für Satzungsänderungen und das dabei einzuhalten-
de Verfahren, 

ÎÎ etwaige Rechtsansprüche der durch die Stiftung Begünstigten,
ÎÎ die Voraussetzungen für die Aufhebung der Stiftung und das dabei einzu-

haltende Verfahren und
ÎÎ den Erwerber des Vermögens nach Erlöschen der Stiftung und die weite-

re Verwendung des Vermögens in diesem Fall. 

Die Stiftungsbehörde berät den Stifter gerne bei der Abfassung des Stiftungsge-
schäfts und der Stiftungssatzung und stellt entsprechende Muster zur Verfügung, 
die auch über die jeweilige Internetseite des zuständigen Regierungspräsidiums 
abgerufen werden können. Über die steuerlichen Aspekte einer Stiftung, insbe-
sondere über die inhaltlichen Anforderungen an die Stiftungssatzung als Vor-
aussetzung dafür, die möglichen Steuervergünstigungen in Anspruch nehmen 
zu können, berät das zuständige Finanzamt. Zweckmäßig ist es, noch vor dem 
Antrag auf Anerkennung der Stiftung den Entwurf des Stiftungsgeschäfts und 
der Stiftungssatzung der Stiftungsbehörde zur Prüfung vorzulegen. Gleichzeitig 
sollte der Entwurf der Stiftungssatzung auch dem Finanzamt zur Prüfung zu
geleitet werden. 

Die Anerkennung

Die Anerkennung der Stiftung als rechtsfähig ist bei der Stiftungsbehörde zu 
beantragen. Stiftungsbehörde ist bei rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts in der Regel das Regierungspräsidium. Örtlich zuständig ist das Regie-
rungspräsidium, in dessen Bezirk die Stiftung ihren Sitz haben soll.

Dem Antrag sind in der Regel beizufügen: das Stiftungsgeschäft, die Stiftungs-
satzung, gegebenenfalls die Vollmacht des Antragstellers. Welche Unterlagen 
dem Antrag auf Anerkennung beizufügen sind, ist vom Einzelfall abhängig und 
mit der Stiftungsbehörde abzustimmen.

Die Stiftungsbehörde anerkennt die Stiftung als rechtsfähig, wenn

ÎÎ das Stiftungsgeschäft und die Stiftungssatzung den zwingenden gesetzli-
chen Anforderungen entsprechen,

ÎÎ die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks gesichert 
erscheint,

ÎÎ die Erfüllung des Stiftungszwecks tatsächlich und rechtlich möglich ist 
und nicht das Gemeinwohl gefährdet,

ÎÎ die Errichtung der Stiftung nicht der Umgehung von Rechtsvorschriften, 
zum Beispiel des Handelsrechts, dient und

ÎÎ die Stiftung den eingangs genannten Wesensmerkmalen entspricht, also 
insbesondere einen auf Dauer angelegten Zweck verfolgt.

Mit der Wirksamkeit der Anerkennung entsteht die Stiftung als juristische Per-
son. Die Stiftung erwirbt einen schuldrechtlichen Anspruch gegen den Stifter 
auf Übertragung des ihr gewidmeten Vermögens.

Für die Anerkennung wird eine Gebühr erhoben. Sie entfällt bei Stiftungen, die 
ausschließlich kommunalen oder steuerbegünstigten Zwecken dienen.

Die Stiftungsaufsicht

Stiftungen unterliegen der Aufsicht der Stiftungsbehörden. Die staatliche Auf-
sicht soll gewährleisten, dass der Wille des Stifters auch dann beachtet wird, 
wenn der Stifter keinen Einfluss mehr auf die Stiftung nehmen kann. Sie wird 
einerseits so liberal ausgeübt, dass der Staat nicht mehr als zur Funktionserfül-
lung der Stiftung notwendig eingreift, andererseits jedoch so wirksam, dass eine 
Garantie für den Bestand und die Tätigkeit der Stiftung gegeben ist. Vorrang 
haben dabei Obhut, Fürsorge, Förderung und Beratung durch den Staat.

Die Aufsicht über Stiftungen ist Rechts-, nicht Zweckmäßigkeits- oder 
Wirtschaftsaufsicht. Die Stiftungsbehörden achten darauf, dass die Tätigkeit 
der Stiftungsorgane den Gesetzen, dem Stiftungsgeschäft und der Stiftungssat
zung entspricht.

Pflichten der Stiftung gegenüber der Stiftungsbehörde

Die Stiftung hat nur wenige Pflichten gegenüber der Stiftungsbehörde. Sie muss 
ihr lediglich 

ÎÎ Änderungen der Stiftungssatzung zur Genehmigung vorlegen,
ÎÎ die Zusammensetzung und jede Änderung der Zusammensetzung der 

vertretungsberechtigten Organe sowie jede Änderung der Anschrift der 
Stiftung mitteilen,

ÎÎ nach Ablauf eines Geschäftsjahres eine Jahresrechnung mit einer Vermö-
gensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks 
vorlegen,

ÎÎ im Voraus bestimmte Rechtsgeschäfte der Stiftung anzeigen, die für den 
Bestand und die Aufgabenerfüllung von besonderer Bedeutung sind oder 
sein können.

Aber selbst davon gibt es Ausnahmen. So entfallen die Anzeigepflichten ganz 
oder teilweise

ÎÎ wenn und solange eine ordnungsgemäße Überwachung durch ein in der 
Stiftungssatzung vorgesehenes unabhängiges Kontrollorgan gewähr
leistet erscheint sowie

ÎÎ bei Familienstiftungen.

Auch kann die Stiftungsbehörde im Einzelfall zulassen, dass Jahresrechnung 
und Bericht in größeren als jährlichen Abständen vorgelegt werden.

Die steuerliche Behandlung von Stiftungen

Steuerpflicht
Stiftungen, die ihren Sitz und die Geschäftsleitung im Inland haben, sind grund-
sätzlich körperschaftsteuerpflichtig. Sie unterliegen bei Unterhaltung eines im 
Inland betriebenen Gewerbebetriebes oder eines wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebes der Gewerbesteuer sowie mit Umsätzen im unternehmerischen Bereich 
der Umsatzsteuer. Familienstiftungen unterliegen zudem in Zeitabständen von 
je 30 Jahren der Erbschaftsteuer.

Steuervergünstigungen
Verfolgt eine Stiftung nach ihrer Satzung und tatsächlichen Geschäftsführung 
in selbstloser Weise ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke, 
kann sie erhebliche steuerliche Vergünstigungen beanspruchen, nämlich

ÎÎ Steuerfreiheit bei der Körperschaft- und der Gewerbesteuer;
ÎÎ Besteuerung der Umsätze mit dem ermäßigten Steuersatz bei der Um-

satzsteuer, soweit nicht gesetzliche Befreiungen Platz greifen;
ÎÎ unter bestimmten Voraussetzungen Befreiung von Grundsteuer, Schen-

kungsteuer und Erbschaftsteuer;
ÎÎ Empfang steuerbegünstigter Spenden.

Die Steuervergünstigungen erstrecken sich allerdings regelmäßig nicht auf 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die eine Stiftung unterhält, es sei denn, der 
wirtschaftliche Geschäftsbetrieb dient als so genannter Zweckbetrieb in seiner 
Gesamtrichtung dazu, die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der 
Stiftung zu verwirklichen.
Nach der Abgabenordnung ist es für die Gemeinnützigkeit einer Stiftung un
schädlich, wenn sie einen bestimmten Teil ihres Einkommens dazu verwendet, 
in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten Angehörigen zu unter-
halten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren. Einzelheiten hierzu 
sowie zur steuerlichen Behandlung von steuerbegünstigten Stiftungen, insbe-
sondere zur Gestaltung der Stiftungssatzung und Ausführungen zum wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb/Zweckbetrieb, können der Broschüre "Steuertipps für 
gemeinnützige Vereine" entnommen werden. Die Finanzämter sind gerne be-
reit, Auskünfte zu erteilen.

Aus steuerlichen Gründen notwendige Bestimmungen  
in der Stiftungssatzung

Um die bezeichneten steuerlichen Vergünstigungen zu erlangen, muss in der 
Stiftungssatzung bestimmt sein,

ÎÎ dass die Stiftung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtä
tige oder kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte 
Zwecke" der Abgabenordnung verfolgt,

ÎÎ welche Zwecke die Stiftung im Einzelnen verfolgt,
ÎÎ in welcher Weise die Satzungszwecke hauptsächlich verwirklicht werden 

(zum Beispiel Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und 
Forschungsvorhaben oder Unterhaltung eines Altenheimes),

ÎÎ dass die Stiftung selbstlos tätig ist und nicht in erster Linie eigenwirt
schaftliche Zwecke verfolgt,

ÎÎ dass Mittel der Stiftung nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden dürfen,

ÎÎ dass keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden 
darf, und

ÎÎ dass bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der 
steuerbegünstigten Zwecke das Vermögen nur für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet werden darf. In der Satzung der Stiftung muss bereits 
eine konkrete Körperschaft des öffentlichen Rechts oder eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft festgelegt werden, an die das Vermögen 
in diesem Fall zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke fällt. Alter-
nativ kann festgelegt werden, dass das Vermögen an eine beliebige o.g. 
Körperschaft für einen konkret festgelegten gemeinnützigen Zweck fällt.

Mitteilungen an die Finanzbehörden

Nach der Abgabenordnung besteht die Verpflichtung, dem örtlich zuständigen 
Finanzamt und der Gemeinde die Umstände anzuzeigen, die für die steuerliche 
Erfassung der Stiftung von Bedeutung sind, insbesondere die Gründung, den 
Erwerb der Rechtsfähigkeit, die Änderung der Rechtsform, die Verlegung der 
Geschäftsleitung oder des Sitzes und die Auflösung. Die Mitteilungen, die auch 
bei Eröffnung eines gewerblichen Betriebes oder einer Betriebsstätte zu machen 
sind, sind innerhalb eines Monats seit dem meldepflichtigen Ereignis an die zu
ständigen Behörden zu erstatten


